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Elefant im
Porzellanladen
Zahnärztekammer und Kassenzahnärztliche 
Vereinigung haben einen engen Aktionsra-
dius und stehen unter Beobachtung. Hier 
wacht die ministerielle Aufsichtsbehörde, 
dort üben Kollegen und die Medien allzu 
gern Kritik an der Berufsvertretung. Wie de-
finiert sich eine gut funktionierende Selbst-
verwaltung? Um die Balance zu halten, 
braucht es Fingerspitzengefühl – gegenüber 
Verordnungs- und Gesetzgeber, gegenüber 
der Öffentlichkeit und gegenüber jenen, de-
ren Interessen vertreten werden. Mal gelingt 
es, mal gelingt es nicht. Das Sammeln von 
Fortbildungspunkten sehen die Zahnärzte 
nicht nur in Bayern als notwendiges Übel an 
und hoffen auf  ihre Körperschaftsvertretung, 
die ihnen möglichst viel Ungemach erspa-
ren soll. Wenn aber genau diese Körper-
schaft nach vorne prescht, um die Dinge 
ohne Not zu verschärfen, zeugt das im bes-
ten Fall von mangelndem Fingerspitzenge-
fühl und mit weniger Verständnis von Igno-
ranz gegenüber zahnärztlichen Belangen. 
Den Vorwurf, völlig über das Ziel  oder – wie 
der FVDZ Bayern konstatiert – über die ei-
genen Aufgaben hinausgeschossen zu sein, 
muss sich die KZVB gefallen lassen. Sie hat 
eingelenkt und das Papier ist nach offizieller 
Verlautbarung vom Tisch. Ohne den öffentli-
chen Druck gäbe es jedoch eine Verschär-
fung der Fortbildungspflicht in Bayern. Es 
sieht so aus, als sei die Elefantendame KZVB 
auf  Halteruf  des FVDZ gerade noch recht-
zeitig auf der Türschwelle zum Porzellanladen 
gestoppt worden, bevor sie größeren Schaden 
anrichten konnte. Anita Wuttke

In diversen Anschreiben an bayerische und bun-
desweite Fortbildungsanbieter hatte die KZVB 
u.a. eine restriktivere Handhabung der Punkte-
vergabe bei Abrechnungs- und Praxismanage-
ment-Seminaren durch Vergabe von maximal 
zwei Fortbildungspunkten vorgenommen – un-
abhängig von der Dauer der Kurse. Weiter be-
troffen waren „Fortbildungsveranstaltungen zur 
Wirtschaftlichkeitssteigerung“ und u.a. „Außer-
medizinische Themen wie Businessadministra-
tion, Public Health, etc.“. Daraufhin forderte 
der FVDZ Bayern die Körperschaft auf, sich 
an die Leitsätze für Fortbildung von BZÄK, 
DGZMK und KZBV zu halten. Ausdrücklich 
benennen diese Leitsätze „Praxismanagement 
und die Vermittlung von gesetzlichen Angele-
genheiten, vertragsrechtlichen und berufsrecht-
lichen Regelungen“ als zahnärztliche Fortbil-
dung.
Die bundesweit akzeptierten Leitsätze wurden 
2013 aktualisiert und gelten in ganz Deutsch-
land. Eine Regionalisierung, noch dazu eine 
Verschärfung der Punktevergabe, sah und sieht 
der FVDZ Bayern nach eigenen Angaben als 
Schlechterstellung bayerischer Zahnärzte/innen 
und als völlig unnötig an, zumal es dazu keiner-
lei Veranlassung gebe. 

Schadensbegrenzung
Angesichts des Medienechos war die KZVB 
sichtlich um Schadensbegrenzung bemüht. So 
bezeichnete KZVB-Vorsitzender Dr. Janusz Rat 
die Empfehlungen aus eigenem Haus gegen-
über der Presse als „Makulatur“. Nach Recher-
chen von Dr. Dirk Erdmann, Herausgeber der 
adp-Medien, veröffentlichte adp auf  der eige-
nen Internetseite die Stellungnahme aus der 
KZVB-Pressestelle: „Die Vorwürfe gehen ins 
Leere, vielmehr setzt die Körperschaft die ge-
setzlichen Vorgaben so unbürokratisch und kol-
legenfreundlich wie möglich um.“ Auf  erneute 
Anfrage der adp-Redaktion nach konkreten In-
halten des Papiers teilte die Pressestelle der 
KZVB mit: „Die KZVB hält sich bei der Vergabe 
von Fortbildungspunkten an die Leitsätze von 
BZÄK/KZBV/DGZMK. Eine Subdifferenzie-
rung findet nicht statt. Das von ZA Berger er-
wähnte Papier ist Makulatur.“ Also, viel Wind 
um nichts? Im Gegenteil. Das Papier stand auf  
der KZVB-Internetseite bis zur Pressemitteilung 
des FVDZ online. Viele Fortbildungsanbieter 
waren über die eigenwillige Punktevergabepraxis 
der KZVB bereits von dieser in Kenntnis gesetzt 
worden. Bayerische und bundesweite Institutio-
nen hatten von der KZVB korrigierte Listen  
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Die Meldung des FVDZ Bayern sorgte für Aufregung. Alle Fachmedien griffen das Thema auf: 
„KZVB – päpstlicher als der Papst bei der Vergabe von Fortbildungspunkten“. Anstatt sich 
an die Leitsätze für Fortbildung von BZÄK, DGZMK und KZBV zu halten, hatte die KZVB 
eigene, deutlich restriktivere Empfehlungen entwickelt und veröffentlicht. Daraufhin forderte 
der FVDZ Bayern die Körperschaft auf, diese zurückzunehmen. Unter dem Druck der Öffent-
lichkeit lenkte die KZVB ein. Das Papier ist inzwischen vom Tisch.
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eingereichter Fortbildungsveranstaltungen er-
halten – darunter auch Ablehnungen bzw. die 
reduzierte Bepunktung mit lediglich zwei Fort-
bildungspunkten für mehrtägige Kurse. 
Im neuen „KZVB-Transparent“ legt die KZVB 
nach. In einem dreiseitigen Interview geht es 
um die Fortbildungspflicht für Zahnärzte. Te-
nor: Die KZVB setzt die Fortbildungspflicht 

„unbürokratisch und zahnarztfreundlich“ um. 
In einer zweiten Pressemeldung begrüßt der 
FVDZ-Landesvorsitzende Christian Berger das 
Einlenken der KZVB und fordert Nachbesse-
rung: „Die Zahnärzte in Bayern und die betrof-
fenen Fortbildungsinstitutionen erwarten nun 
auch eine schnelle Korrektur der betroffenen 
Auflistungen von Veranstaltungen!“ 

Freiberufl iche
Prägung
Wenn das Gros der Berichterstatter dieser 
Tage eine Neuausrichtung des FVDZ be-
schreibt, dann ist die personelle Zusammen-
setzung des neuen Bundesvorstands gemeint. 
Alles andere bleibt zunächst Spekulation.
Insgesamt wurde in Bonn gewohnt viel und 
kontrovers diskutiert, insbesondere zum Um-
gang mit den zahnärztlichen Körperschaften. 
Bei den politischen Forderungen herrschte 
hingegen große Übereinstimmung. In der 
Resolution fordert die Hauptversammlung 
die kommende Bundes regierung auf, bei an-
stehenden Reformen im Gesundheitswesen 
die gesundheitspolitischen Forderungen des 
Freien Verbandes umzusetzen. 
Die Zukunft des dualen Krankenversiche-
rungssystems mit GKV und PKV ist dem 
FVDZ ebenso Anliegen wie nach wie vor die 
Anpassung des GOZ-Punktwertes an die 
wirtschaftliche Entwicklung. Im Detail sprach 
sich die Hauptversammlung gegen eine Bud-
getierung in der GOZ aus und forderte kon-
kret, § 12 GOZ ersatzlos zu streichen. Auch 
das Rechnungsformular gemäß Anlage 2 zu 
§ 10 GOZ lehnt der FVDZ ab.

Aus bayerischer Sicht
Sämtliche Anträge, die der bayerische Lan-
desvorstand eingebracht und mitgetragen hat, 
wurden von der Hauptversammlung be-
schlossen. Dazu gehört die Forderung nach 
Aufhebung der Versicherungspflicht in der 
GKV zugunsten einer Pflicht zur Versiche-
rung für alle Bürger. Ein Klassiker ist mittler-
weile die Forderung, die Kostenerstattung bei 
zahnärztlichen Behandlungen ohne bürokra-
tische Hürden und ohne finanzielle Nachteile 
für die Versicherten der GKV zu ermöglichen. 
Neben dem Antrag des Bundesvorstands zur 
Forderung nach Transparenz bei Vorstands-
vergütungen und Übergangsgeldern in den 
KZVen und der KZBV brachte der Landes-
verband Bayern einen eigenen Antrag ein, der 
die Delegiertenversammlungen der Selbstver-
waltung auf  Bundes-, Landes- und Bezirkse-
bene auffordert dafür Sorge zu tragen, alle 
Regelungen über Zahlungen und Aufwands-
entschädigungen zugänglich zu machen. Bei-
de Anträge wurden mit Mehrheit von der HV 
beschlossen. 
Sehr kontrovers ging es in der Diskussion um 
den gemeinsamen Antrag der Landesverbän-
de Hessen, Nordrhein und Westfalen-Lippe 
zu, die eine Verbandspolitik „im Einklang“ 
mit KZBV und BZÄK forderten. Am Ende 
wurde daraus „im kritischen Dialog mit 
KZBV und BZÄK“ und dem stimmte die HV 
dann auch mehrheitlich zu. 

Für einige Verwirrung sorgte im Vorfeld der 
Umstand, dass Dr. Kerstin Blaschke zwar ur-
sprünglich im Kompetenzteam von Dr. Reiner 
Zajitschek angetreten war, dann kurzfristig doch 
ihre eigene Kandidatur verkündet hatte. Sie be-
gründete diesen Schritt mit der großen Zahl an 
Befürwortern für ihre eigene Kandidatur, nach-
dem sie bereits auf  der Liste von Zajitschek ge-
standen hätte. Tatsächlich war der Vorsprung 
letztendlich deutlich. Sie erreichte bereits im 
ersten Wahlgang die absolute Mehrheit der 
Stimmen. Von 144 abgegebenen und gültigen 
Stimmen erhielt Blaschke 84, Zajitschek kam 
auf  58 bei nur zwei Enthaltungen. 
Die Zeichen standen in Bonn von Anfang an 
auf  Veränderung, das war während der dreitä-
gigen Veranstaltung deutlich zu spüren. Des-
halb hatte es Zajitschek trotz seines engagierten 
Eintretens für die Freiberuflichkeit schwer, auch 
wenn er die Unterstützung des mit 21 Delegier-
ten größten Landesverbandes Bayern im Rü-
cken hatte. Seine Fürsprecher – darunter der 
scheidende Bundesvorsitzende Sundmacher – 
trugen mit ihren Redebeiträgen nicht dazu bei, 
die Situation zugunsten von Zajitschek zu ver-
ändern, das Gegenteil war der Fall. Der unglück-
liche Ausgang ist auch unsachlichen Äußerun-
gen und Anschuldigungen seiner Fürsprecher 
geschuldet.
Neben Wahlsiegerin Kerstin Blaschke blieben 
vom alten Bundesvorstand noch zwei übrig:
Dr. Christian Öttl aus München als einziger baye-
rischer Vertreter und Dr. Wolfram Sadowski 
aus Gransee (Brandenburg), beide waren auch 
für das Kompetenzteam von Reiner Zajitschek 
vorgesehen und von der neuen Bundesvorsit-
zenden eingeladen worden, wieder im Vorstand 
mitzuarbeiten. Blaschke brachte ihre Vorschläge 
problemlos durch, obwohl sie im Vorfeld wegen 
der mehrfachen Kandidaturen auf beiden Listen 

ein Geheimnis um die Zusammensetzung ihres 
Teams gemacht hatte.
Das Team der neuen Bundesvorsitzenden:
1. Stellvertreter ist Dr. Michael Betz aus Karls-
dorf-Neuthard (Baden Württemberg), der mit 98 
von 138 Stimmen gewählt wurde; 2. Stellvertreter 
wurde Joachim Hoffmann aus Kirchhundem 
(Westfalen-Lippe), der sich mit 74:60 gegen 
Dr. Peter Bührens aus Mecklenburg-Vorpom-
mern durchsetzte. Die acht Beisitzer: Wolfram 
Sadowski, Thomas Wolf  (Mainz), Dr. Andreas 
Friedrich (Kassel), Dr. Heike Rump-Schaefer 
(Bad Neuenahr-Ahrweiler, LV Rheinland-Pfalz), 
Dr. Christian Öttl, Hubertus van Rijt (Bielefeld, 
LV Westfalen-Lippe), Dirk Ruffing (Bexbach, 
LV Saarland) und Dr. Dirk Specht (Wuppertal, 
LV Nordrhein). Die Besonderheiten: Mit Specht 
ist erstmals wieder ein Vertreter des Landesver-
bandes Nordrhein im Bundesvorstand. Ruffing 
ist der einzige Delegierte aus dem Saarland – 
also ein 100-prozentiger Treffer für diesen kleins-
ten Landesverband.  

Zur Wahl des neuen FVDZ-Bundesvorstands 

Dame schlägt Turm
Zum ersten Mal in der Geschichte des FVDZ steht eine Frau an der Spitze des Verbandes. Am 
11. Oktober 2013 löste Dr.-medic/IfM Timisoara Kerstin Blaschke aus Schmalkalden (Thüringen) 
auf der Hauptversammlung in Bonn Dr. Karl-Heinz Sundmacher ab. Sundmacher war nach acht 
Jahren als Bundesvorsitzender nicht mehr angetreten. Sein zweiter Stellvertreter Dr. Reiner 
Zajitschek aus Döhlau (Oberfranken), erklärter Spitzenkandidat des bisherigen Bundesvorstands, 
verlor die Kampfabstimmung gegen die erste Stellvertreterin Sundmachers im ersten Wahlgang.

Dr. Kerstin Blaschke 
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